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~XII ZR. 116/54
Verkündet 

am 14o November 1955 
Fieser? Justizangest* 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

I m  H a m e n  d e s  V o l k e s  

In dem Rechtsstreit

des Kaufmanns Br«, nur«, Ulrich ßchtiH^ SflBHH^^straße ■§ ̂
Klägers5 Berufungsklägers und 
Revisionsklägers.

• Prozeßbevollmächtigterg Rechtsanwalt
gegen

das Land Nordrhein-V/estfalen - Justizfiskus vertreten 
durch den General Staatsanwalt*bei dem Oberlandesgericht 
Hamm (Westf),

Beklagten, Berufungsbeklagten und R evi s i onsb eklagt en «

- Prozeßbevollmächtigter % Rechtsanwalt Br

hat der III«, Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 14« November 1955 unter Mit­
wirkung des Senatspräsidenten ProfoDr„Geiger sowie der 
Bundesrichter Dr«»Weber, BroKreft? Br^Wolany und Br«, 
Hußla

für Recht erkannt:
Bie Revision des Klägers wird mit der Maßgabe zurück- 
gewiesen* daß das Urteil des 4« Zivilsenats des Ober­
lande sgerichts in Hamm (Westf«) vom 15o Februar 1954 
aufgehoben und die Berufung des Klägers gegen das Ur­
teil der 60 Zivilkammer des Landgerichts in Bortmund 
vom 7o Januar 1953 als unzulässig verworfen wird»
Bie Kosten der Revision werden dem Kläger auferlegt*

Von Rechts wegen
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Tatbestands

Die von dem Kläger mit dem Antrag auf Verurteilung 
des beklagten Landes zur Zahlung von 2o000 DM nebst Zin­
sen erhobene und auf Amtspfliohtverletzungen des Landge­
richtspräsidenten in Hagen und des Oberlandesgerichtsprä­
sidenten in Hamm gestutzte Klage hat das Landgericht durch 
Urteil vom 7o Januar 1955? zugesrelit am 23o Februar 1953?
abgewiesen» Jim 23* März 1953 reichte der Kläger beim Ober-

*landesgericht einen als »Berufung und Berufungsbegründung"
bezeichneten Schriftsatz ein* in dem es heißtg

"Wir beantragen abändernd?
1* nach den erstinstanzlichen Anträgen des 

Klägers zu erkennen.
2o hilfsweise dem Kläger Vollstreckungsnachlaß 

zu gewähren«.
Die Berufung begründen wir wie folgt8
Das Landgericht hat. dem erstinstanzlichen Antrag des Klägers? die Akten des verwaltungsgerichtlichen Ver­fahrens und die Strafakten beizuziehen? nicht ent­sprochen o Bin vollständiges Bild des zugrunde liegen­den Sachverhalts ergibt sich aber erst aus diesen Akteno
Wir beantragen? folgende Akten beizuzieheng
9 f > O O i 7 Q O O

Im übrigen beziehen wir uns zur Begründung der Berufung 
auf das erstinstanzliche Vorbringen des Klägers und 
behalten uns Ergänzung vor? sobald die vorgenannten 
Akten beigezogen sind*"

Am 8, Juli 1953 reichte der Kläger einen weiteren umfang­
reichen Schriftsatz ein»

Das OberLandesgerieht hat die Berufung des Klägers als 
"form- und fristgerecht" eingelegt erachtet und sie durch 
das angefochtene Urteil als unbegründet zurückgewiesen.
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Mit der Revision verfolgt der Kläger seinen Klagan­
spruch weiter, Das beklagte Land bittet um Zurückweisung

*der Revision.,

Bntscheidungsgründe 8

-n eine sachliche Nachprüfung des Berufungsurteils 
konnte der Senat nicht eintreten. da das Berufungsgericht 
zu Unrecht die Berufung für zulässig angesehen hat« In ,*irk~ 
lichkeit ist die Berufung unzulässig* Das Revisionsgericht 
hat diesen Mangel von Amts wegen und ohne Rücksicht auf 
die Anträge der Parteien zu beachten (RGZ 159? 83 
BGHZ 6 , 369 /5l07,.

Nach der Passung des § 519 Abs 3 ZPO? die diese Be­
stimmung durch das Änderungsgesetz vom 27<> Oktober 1933 
(Art 1 Nr II 3) erfahren hat? muß die Berufungsbegründung 
außer den Berufungsanträgen noch die bestimmte Bezeich­
nung der im einzelnen anzuführenden Gründe der Anfechtung 
(Berufungsgründe) sowie der neuen Tatsachen, Beweismit­
tel und Beweiseinreden enthalten? die die Partei zur Recht­
fertigung ihrer Berufung anzuführen hat* Bei der Anwen­
dung dieser Bestimmung muß zwar beachtet werden? daß die 
zivilprozessualen Vorschriften nicht Selbstzweck? son­
dern Zweckmäßigkeitshormen sind* Ihre Handhabung darf 
daher keinesfalls zu einem reinen Formalismus führen? 
sondern muß an den Zweck? dem zu dienen sie bestimmt sind? 
ausgerichtet werden* Durch die hier in Rede stehenden? 
durch die Novelle 1933 eingeführten und im Vereinheitli­
chungsgesetz vom 12* September 1950 aufrecht erhaltenen 
Bestimmungen soll der früher üblichen rein formelhaften
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BerufungsbegrUndung entgegengetreten und eine Zusammen­
fassung und Beschleunigung des Rechtsstreits in der Be­
rufungsinstanz erreicht werden* Auf diesen Gesetzeszweck 
ist mithin bei Beantwortung der Präge, ob im Einzelfall 
eine ausreichende Berufungsbegründung vorliegt oder nicht, 
abzustellen* Es ergibt sich alsdann, daß jede Erklärung 
des Berufungsführers, aber auch nur eine solche dem 
Wortlaut und dem Sinn der Bestimmung des § 5±9 Abs 3 
Nr 2 ZPO entspricht, die im einzelnen erkennen läßt, in 
welcher - tatsächlichen oder rechtlichen - Beziehung ihn 
das angefochtene Urteil beschwert, mit anderen Torten, 
welche besonderen Gründe tatsächlicher oder rechtlicher 
Art ihm das Urteil als unrichtig erscheinen lassen (vgl 
RGZ 1445 6 ^7/§7l JW 1938, 2769$ BGHZ 7, 170 /I72/1737)o

Den danach an die Berufungsbegründung zu stellenden 
Anforderungen genügt der hier vom Kläger am 23* März 
1933 eingereichte Schriftsatz nicht. Im ersten Absatz 
der zur Begründung der Berufung gemachten Ausführungen 
wird lediglich gesagt, daß das Landgericht dem Antrag des 
Klägers, die verwaltungsgerichtlichen Akten und die 
Strafakten beizuziehen, nicht entsprochen habe, daß sich 
aber ein vollständiges Bild des zugrunde liegenden Sach­
verhalts erst aus diesen Akten ergebec Ganz abgesehen 
davon, daß eine Beiziehung der Strafakten in erster 
Instanz überhaupt nicht beantragt worden war, fehlt es 
hier völlig an einer Darlegung in der Richtung, inwiefern 
der Sachverhalt, von dem das Landgericht ausgegangen 
ist, unvollständig war und in welcher Weise dieses un­
vollständige Bild vervollständigt werden mußte» In die- 
ser Richtung läßt sich auch nicht einmal das Geringste 
gewinnen bei Berücksichtigung der Begründung, mit der 
der Kläger im landgerichtlichen Verfahren die Beiziehung

♦



der verwaltungsgerichtlichen Akten beantragt hatte«
Der Kläger hatte dort nämlich nur am Schlüsse seiner 
den Sachverhalt schildernden Klageschrift gebeten, 
die Akten des Verwaltungsgerichts beizuziehen, ohne 
überhaupt ein Beweisthema anzugeben, so daß ein ordnungs­
mäßiger Beweisantrag insoweit Überhaupt nicht vorlag»
Zudem könnten die hier in Rede stehenden Ausführungen 
in der Berufungsschrift als ?erfahrensrüge Über­
gehung eines Beweisantrags) nur sinnvoll sein,, wenn 
die dem Kläger nachteilige Entscheidung des Landgerichts 
irgendwie auf Gründen mangelnden Beweises beruhen wür­
de*, Das ist aber nicht der Pall« Dem ersten Absatz der 
‘'Berufung'sbegründung" fehlt es sonach an jedem sachlich 
greifbaren Inhalt, er enthält vielmehr lediglich eine 
als Angriff gegen das landgerichtliche Urteil nichtssa­
gende allgemeine Redewendung*

Dem zweiten Absatz der "Berufungsbegründung1', in 
dem ohne jegliche Angabe des Beweisthemas die BeiZiehung 
von Akten beantragt wird, kann im Rahmen der Bestimmung 
des § 519 Abs 3 Nr 2 ZPO ebenfalls keine beachtliche Be­
deutung zukommen (vgl den insoweit ähnlich gelagerten Pall 
in JW 34, 3199)o

Schließlich ist auch mit der Bezugnahme auf das 
erstinstanzliche Vorbringen des Klägers, die im letzten 
Absatz der "Berufungsbegründung" enthalten ist, nach 
der vom Bundesgerichtshof fortgeführten ständigen Recht­
sprechung des Reichsgerichts (vgl RGZ 164? 390 ff5 BGHZ 
7> 170 /T72/) dem Erfordernis der bestimmten Bezeichnung 
der Anfechtungsgründe in keiner Weise genügt0



Da es nach alledem an einer den Erfordernissen des 
§ 519 Ahs 3 Nr 2 ZPO entsprechenden und rechtzeitig einge­
legten Berufungshegründung fehlt, mußte die Revision des 
Klägers mit der Maßgabe zurückgewiesen werden, daß die Be­
rufung gegen das landgerichtliche Urteil als unzulässig 
verworfen wird (§ 519 b ZPO)c Bei der Kostenentscheidung des 
Berufungsgerichts mußte es angesichts der ohne Erfolg ge­
bliebenen Berufung sein Bewenden haben«,

«

Die Kosten des erfolglos gebliebenen Hechtsmittels hat 
der Kläger gemäß § 97 ZPO zu tragen*

Dr*Geiger Br>Weber Dr„Kreft
Dr o W olany Dr * Hußla


